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Pflichtangaben in geschäftlichen E-Mails 

von Eigen-/Regiebetrieben
Nachdem das Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossen-schaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) vom 10. November 2006 (BGBI. I S. 2553) zum 01. Januar 2007 in Kraft getreten ist und in die-sem Zuge gleich​falls die Mindestangaben in elektronischen Geschäftsbrie-fen für Unternehmen geregelt wurden, stellt sich die Frage, welche Angaben in geschäftlichen E-Mails von kommunalen Eigen- ​und Regiebetrieben enthalten sein müssen. 
►   Rechtsgrundlage und Geltungsbereich 

Mit der Einführung des elektronischen Handelsregisters nach dem EHUG zum 1. Januar 2007 sind die für Geschäftsbriefe vorgeschriebenen Mindestangaben über ein Unternehmen auch in geschäftlichen E-Mails zu berücksichtigen; dies gilt für alle Unternehmen, die im Handelsregister eingetragen sind (§ 37a Abs. 1 Satz 1 HGB). 

►   Anwendung auf kommunale Eigenbetriebe 

Sofern ein Eigenbetrieb einer Kommune als Kaufmann im Sin​ne des Handelsge-setzbuchs anzusehen ist, ist auch der Eigen​betrieb zu den Mindestangaben in sei-nen geschäftlichen E​-Mails nach § 37a HGB verpflichtet, denn jeder Kaufmann muss seine handelsfirmenrechtlichen „Publizitätspflichten“ erfüllen. Für den kom-munalen Eigenbetrieb gilt das dann, wenn er auf​grund einer selbständigen, wirt-schaftlichen sowie auf Dauer angelegten Tätigkeit einen Gewerbebetrieb darstellt und damit die Kaufmannseigenschaft erfüllt. Abzugrenzen ist davon die rein ho-heitliche Tätigkeit des Eigenbetriebs; sie liegt vor, wenn Eigenbetriebe überwie-gend in Ausübung der öffentlichen Ge​walt tätig sind, d.h. es muss sich insoweit um eine Tätigkeit handeln, die der öffentlich-rechtlichen Körperschaft eigentüm​lich und vorbehalten ist, wie dies regelmäßig bei der Abwas​serbeseitigung der Fall ist. Bei einer sog. Mischtätigkeit kommt es auf den Gesamtcharakter der Einrichtung an, also letzthin darauf, wo der Schwerpunkt der Tätigkeit des Eigenbetriebs liegt. 

Der Eigenbetrieb handelt gewerblich, wenn er sich wirtschaft​lich betätigt und einen wirtschaftlichen Erfolg in dem Sinne anstrebt, dass die Erträge die Aufwendungen - wenn auch nur in einem geringen Umfang - übersteigen. Nach den meisten Ei-genbetriebsverordnungen (EigVO) der Länder liegt diese so verstandene Gewinn-erzielungsabsicht vor, wenn der Jahres​gewinn so hoch ist, dass neben angemes-senen Rücklagen mindestens eine marktübliche Verzinsung des Anlagekapitals erwirtschaftet wird (vgl. § 8 Abs. 5 EigVO Schleswig-Holstein). Soweit also ein Ei-genbetrieb einen Gewerbebetrieb darstellt, ist er gem. §§ 29 und 33 Abs. 1 HGB in das Handelsregister einzutragen. Hieraus folgt, dass für die im Handelsregister einge​tragenen Eigenbetriebe grundsätzlich auch die gesetzliche Verpflichtung gem. § 37a HGB gilt. Nach dieser Vorschrift ha​ben Eigenbetriebe die genannten Pflichtangaben in ihren ge​schäftlichen E-Mails zu berücksichtigen. 

►   Keine Anwendung auf kommunale Regiebetriebe 

Demgegenüber ist ein Regiebetrieb nicht zu den Mindestanga​ben nach dem EHUG in seinen elektronischen Geschäftsbrie​fen verpflichtet, denn der Regiebe-trieb besitzt in der Regel keine Kaufmannseigenschaft im Sinne des Handels-rechts, da er regelmäßig nicht als Gewerbebetrieb geführt wird. 

►   Inhalt der Pflichtangaben in geschäftlichen E-Mails 

In geschäftlichen E-Mails sind demzufolge die Firma des Ei​genbetriebs (bzw. des Sondervermögens), der Sitz des Eigen​betriebs (Satzungssitz) und der Leiter des Eigenbetriebs (bzw. Werkleiter) anzugeben. Zudem müssen sämtliche Werkleiter mit Vor- und Nachnamen benannt werden. Da Eigenbetriebe keinen Aufsichtsrat, sondern nur einen Werkausschuss haben, ist auch der Vorsitzende des Werkaus-schusses namentlich zu nennen; dabei ist ebenfalls der jeweilige Vor- und Nach-name auszuschreiben. Ferner ist das Handelsregister, bei dem der Eigenbetrieb eingetragen ist, nebst Handelsregisternummer in den geschäftlichen E-Mails zu nennen. Bei Nichtbeachtung der Pflichtangaben können Zwangsgelder erhoben werden (§ 37a Abs. 4 Satz 1 HGB). 
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